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Ausgedruckt am 12. 4. 1995 

Regierungsvorlage 

Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik über die 
Ergänzung des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957 und 

die Erleichterung seiner Anwendung 

Artikel I 

(Zu Artikel2 des Übereinkommens) 

Wird eine Auslieferung nach Artikel2 Absatz 1 des Übereinkommens bewilligt und betrifft das 
Auslieferungsersuchen auch in diesem Absatz nicht angeführte strafbare Handlungen, so wird die Aus­
lieferung bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen nach dem Übereinkommen und diesem Vertrag 
auch wegen anderer Handlungen bewilligt, wenn diese in beiden Vertragsstaaten mit gerichtlicher Stra­
fe bedroht sind. 

Artikel 11 

(Zu ArtikelS des Übereinkommens) 

(1) In Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und Devisenstrafsachen und in Strafsachen wegen der 
Verletzung von Vorschriften der Warenbewirtschaftung oder über den Außenhandel wird die Auslie­
ferung nur bewilligt, wenn die dem Ersuchen zugrundeliegende Handlung auch nach einer vergleich­
baren gesetzlichen Strafbestirnmung des ersuchten Staates gerichtlich strafbar wäre. 

(2) Die Auslieferung darf nicht ausschließlich mit der Begründung abgelehnt werden, daß das 
Recht des ersuchten Staates nicht Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und Devisenvorschriften oder 
Vorschriften über die Warenbewirtschaftung oder den Außenhandel der gleichen Art wie das Recht 
des ersuchenden Staates enthält. 

Artikel m 
(Zu Artikel7 und 8 des Übereinkommens) 

Der ersuchte Staat wird die Auslieferung einer Person wegen einer strafbaren Handlung, die nach 
seinen Rechtsvorschriften seiner Gerichtsbarkeit unterliegt, bewilligen, wenn der Durchführung des 
Strafverfahrens im ersuchenden Staat mit Rücksicht auf die besonderen Umstände, insbesondere aus 
Gründen der Wahrheitsfindung, der Strafzumessung und des Strafvollzuges oder im Interesse der 
Resozialisierung des Rechtsbrechers der Vorzug zu geben ist. 

Artikel IV 

(Zu Artikel 9 des Übereinkommens) 

(1) Die Auslieferung wird auch nicht bewilligt, wenn die dem Auslieferungsersuchen zugrundelie­
genden Handlungen in einem dritten Staat verübt worden sind und dort eine der in Artikel 9 des Über­
einkommens erwähnten Entscheidungen ergangen ist. 

(2) Die Auslieferung unter den Voraussetzungen des Artikels 111 wird nicht gehindert, wenn die 
Person nicht rechtskräftig verurteilt oder die im Urteil verhängte Strafe nicht oder nicht zur Gänze voll­
streckt wurde. 
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(3) Der ersuchte Staat wird die Auslieferung einer Person nicht ablehnen, wenn seine Justizbehör­
den diese Person nur wegen fehlender eigener Gerichtsbarkeit freigesprochen oder nur aus diesem 
Grund gegen sie kein Strafverfahren eingeleitet oder ein bereits eingeleitetes Strafverfahren einge­
stellt haben. 

Artikel V 

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens) 

Für die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung sind allein die Rechtsvorschriften des 
ersuchenden Staates maßgebend. 

Artikel VI 

(1) Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie steht der Auslieferung nicht entgegen, wenn die 
strafbare Handlung nicht der Gerichtsbarkeit dieses Staates unterliegt. 

(2) Die Verpflichtung zur Auslieferung wird durch das Fehlen eines Antrages oder einer Ermäch­
tigung zur Strafverfolgung oder einer sQnstigenErklärung des Geschädigten, die nach dem Recht des 
ersuchten Staates zur Einleitung und Fortsetzung des Strafverfahrens erforderlich wäre, nicht berührt. 

Artikel VII 

(Zu Artikel 12 des Übereinkommens) 

(1) Das Ersuchen um Auslieferung wird unbeschadet der Zulässigkeit des diplomatischen Weges 
durch die Justizminister der beiden Vertragsstaaten gestellt. Auch der sonstige Schriftverkehr zwischen 
den Vertragsstaaten findet auf diesem Wege statt, soweit das Übereinkommen und dieser Vertrag 
nichts anderes bestimmen. 

(2) In den Fällen des Strafaufschubes, der Strafunterbrechung und der bedingten Aussetzung der 
Vollstreckung einer Strafe öder vorbeugenden Maßnahme sind einem Ersuchen um Auslieferung oder 
Durchlieferung auch die zur Feststellung der Vollstreckbarkeit dienenden Urkunden beizufügen. 

Artikel VIII 

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens) 

(1) Die bedingte Freilassung einer ausgelieferten Person ohne eine ihre Bewegungsfreiheit ein­
schränkende Anordnung steht der endgültigen Freilassung gleich. 

(2) Im Sinne des Artikels 14 Absatz 2 des Übereinkommens kann der ersuchte Staat auch Maßnah­
men treffen, um die für ein Ersuchen um Zustimmung nach Artikel 14 Absatz 1lit. a des Übereinkom­
mens erforderlichen Unterlagen zu erhalten; zu diesem Zweck ist die Vernehmung der ausgelieferten 
Person und ihre Vorführung zur Vernehmung zulässig. Nach der Stellung eines Ersuchens um Zustim­
mung kann die ausgelieferte Person ungeachtet der Einschränkung des Artikels 14 des Übereinkom­
mens bis zum Eingang der Entscheidung über dieses Ersuchen in Haft gehalten werden, wenn die 
Anordnung der Haft nach den Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates an sich zulässig ist. 

Artikel IX 

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens) 

Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiterlieferung an eine andere Vertragspartei des Überein­
kommens oder an einen dritten Staat sind die in Artikel 12 Absatz 2 des Übereinkommens erwähnten 
Unterlagen beizufügen, die dem um Zustimmung ersuchenden Vertrags staat übermittelt worden sind. 
Die Zustimmung wird erteilt, wenn wegen der dem Auslieferungsersuchen zugrundeliegenden strafba­
ren Handlungen die Auslieferung durch den um Zustimmung ersuchten Vertragsstaat an die andere 
Vertragspartei oder an den dritten Staat zulässig wäre. 

Artikel X 

(Zu Artikel 16 des Übereinkommens) 

(1) Ersuchen um vorläufige Verhaftung können durch die Gerichte, die Staatsanwaltschaften und 
die obersten Justiz- und Polizeibehörden des einen Vertragsstaates an die zuständigen Justiz- und Poli­
zeibehörden des anderen Vertragsstaates gerichtet werden. Die Angabe der strafbaren Handlung, 
derentwegen um Auslieferung ersucht werden wird, hat eine kurze Sachverhaltsdarstellungzu umfas­
sen. 
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(2) Erlangen die zuständigen Behörden eines Vertragsstaates davon Kenntnis, daß sich auf dem 
Gebiet dieses Vertragsstaates eine Person befindet, deren Auslieferung vom anderen Vertragsstaat 
begehrt werden kann, so werden sie diesen unverzüglich auf dem in Artikel 16 Absatz3 des Überein­
kommens vorgesehenen Geschäftsweg befragen, ob er die Auslieferung dieser Person begehrt. Wird 
die Person in vorläufige Auslieferungshaft genommen, so ist der andere Vertragsstaat hievon unver­
züglich unter Angabe des Zeitpunktes der Verhaftung und des Ortes der Haft zu verständigen. 

(3) Die Fristen nach Artikel 16 Absatz 4 des Übereinkommens werden gewahrt, wenn das Auslie­
ferungsersuchen und die beizufügenden Unterlagen vor deren Ablauf mittels Fernkopierer (Telefax) 
beim lustizministerium des ersuchten Staates einlangen und die Urschriften innerhalb angemessener 
Frist nachgereicht werden. 

Artikel XI 

(Zu Artikel 17 des Übereinkommens) 

Zugleich mit der Entscheidung nach Artikel 17 des Übereinkommens wird der ersuchte Vertrags­
staat auch über die Zulässigkeit der Weiterlieferung an den dritten Staat entscheiden; er wird diese 
Entscheidung allen beteiligten Staaten bekanntgeben. 

Artikel xn 
(Zu Artikel 19 des Übereinkommens) 

(1) Artikel 19 Absatz 1 des Übereinkommens wird auch beim Vollzug einer vorbeugenden Maß­
nahme angewendet. 

(2) Um die zeitweilige Übergabe gemäß Artikel19 Absatz 2 des Übereinkommens kann zur 
Durchführung dringender Prozeßhandlungen ersucht werden. Diese Prozeßhandlungen sind im Ersu­
chen näher zu bezeichnen. Der Übergabe wird nicht zugestimmt, wenn durch sie eine gerichtliche Ver­
folgung im ersuchten Staat erheblich verzögert oder erschwert wird oder wenn sie unangemessene 
Nachteile für die auszuliefernde Person zur Folge haben könnte. Nach Durchführung der Prozeßhand­
lungen im ersuchenden Staat oder auf Verlangen des ersuchten Staates wird die übergebene Person 
ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit zurückgestellt. 

(3) Im Fall der vorläufigen Übergabe wird die übergebene Person im ersuchenden Staat für die 
Dauer ihres Aufenthaltes in Haft gehalten. Diese Haft wird im ersuchten Staat auf die Strafe angerech­
net. 

(4) Die durch eine vorläufige Übergabe im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates entstandenen 
Kosten werden nicht erstattet. 

Artikel xm 
(Zu Artikel 20 des Übereinkommens) 

(1) Wird die Auslieferung einer Person bewilligt, so werden auch ohne besonderes Ersuchen die 
Gegenstände, die im Artike120 des Übereinkommens bezeichnet sind oder als Entgelt für solche 
Gegenstände erlangt worden sind, wenn möglich zugleich mit der auszuliefernden Person überge­
ben. Sie werden auch dann übergeben, wenn die bereits bewilligte Auslieferung wegen Todes oder 
der Flucht dieser Person nicht vollzogen werden kann; weiters dann, wenn die Auslieferung, die nach 
dem Übereinkommen zulässig wäre, nicht bewilligt werden kann, weil die auszuliefernde Person 
geflüchtet oder gestorben ist oder im Inland nicht betreten werden konnte. 

(2) Der ersuchte Staat gibt dem ersuchenden Staat bekannt, welche der in Artikel 20 des Überein­
kommens bezeichneten Gegenstände sichergestellt worden sind und ob die auszuliefernde Person mit 
der unmittelbaren Rückgabe an den Geschädigten einverstanden ist. 

Der ersuchende Staat teilt dem ersuchten Staat sobald wie möglich mit, ob er auf die Übergabe der 
Gegenstände unter der Bedingung verzichtet, daß sie gegen Vorweis einer Bescheinigung seiner 
zuständigen lustizbehörde dem Geschädigten oder dessen Beauftragten ausgehändigt werden. 

(3) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingliche Haftung nach den Vorschriften des Zoll- oder 
Steuerrechtes wird der ersuchte Staat bei der Übergabe von Gegenständen unter Verzicht auf deren 
Rückstellung nicht geltend machen, es sei denn, daß der durch die strafbare Handlung geschädigte 
Eigentümer der Gegenstände die Abgabe selbst schuldet. 
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Artikel XIV 

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens) 

(1) Für die Dauer der Durchlieferung hat der darum ersuchte Staat die ihm übergebene Person in 
Haft zu halten. 

(2) Soll eine Person, die von einern dritten Staat an einen Vertragsstaat ausgeliefert wird, auf dem 
Luftweg durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ohne Zwischenlandung in diesen Staat 
befördert werden, so ist eine Befassungjenes Vertragsstaates, dessen Hoheitsgebiet überflogen werden 
soll, nicht erforderlich, wenn die Person weder dessen Staatsangehörigkeit besitzt noch in Anspruch 
nimmt und die Auslieferung nicht wegen einer der in den Artikeln 3 und 4 des Übereinkommens 
bezeichneten strafbaren Handlungen erfolgt. 

Artikel XV 
(Zu Artikel 23 des Übereinkommens) 

Auslieferungsersuchen und sonstige Schriftstücke werden in der Sprache des ersuchenden Staates 
abgefaßt. Übersetzungen werden nicht gefordert. 

Artikel XVI 

(Zu Artike125 des Übereinkommens) 

Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der Ausdruck "vorbeugende Maßnahme" eine mit Freiheits­
entziehung verbundene Maßnahme, die nach den Strafgesetzen durch eine gerichtliche Entscheidung 
neben oder anstelle einer Strafe angeordnet wird. Ist die Dauer einer noch zu vollziehenden Maßnah­
me unbestimmt, so ist für die Zwecke dieses Vertrages der Zeitpunkt maßgebend, zu dem die Maßnah­
me nach dem Recht des ersuchenden Staates spätestens aufzuheben ist. 

Artikel XVll 
(Zu Artikel 31 des Übereinkommens) 

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Übereinkommen, so wird die Kündigung im Verhältnis zwi­
schen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik zwei Jahre nach Eingang der Notifika­
tion der Kündigung beim Generalsekretär des Europarates wirksam. 

Artikel XVllI 
(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden in Prag ausge­

tauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem 
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden. 

(3) Der Vertrag bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten den 
Vertrag schriftlich auf diplomatischem Weg kündigt; in diesem Fall tritt der Vertrag ein Jahr nach der 
Kündigung, spätestens aber zu dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem das Europäische Auslieferungsüber­
einkommen zwischen den Vertragsstaaten dieses Vertrages außer Kraft tritt. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter­
zeichnet und mit Siegeln versehen. 

Geschehen zu Wien, am 27. Juni 1994, in zwei Urschriften, jede in deutscher und tschechischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 
Nikolaus Michalek 

Für die Tschechische Republik: 
JiiiNovak 

Smlouva mezi Rakouskou republikou a Ceskou republikou 0 dodatku k Evropske 
Umluve 0 vydavani z 13. prosince 1957 a usnadneni jejiho uplatneni 

CIlinek I 

(K chinku 2 Umluvy) 

Povolf-li se vydavanf osoby podle cIanku 2 odstavec 1 Umluvy a ryka-li se zadost 0 vydanf take 
trestnych cinu neuvedenych v tomto odstavci, pak je vydanf povoleno take pro jine ciny existuji-li os­
tatnf predpoklady na zaklade Umluvy a teto smlouvy a hrozf-li za ne trest ulozeny soildem v obou 
smluvnfch statech. 
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CIanekU 

(K ehinku 5 Umluvy) 

5 

(1) U trestnych einü danoveho, celniho, monopolniho a devizoveho charakteru, ci vztahujicfch se 
na odvody a davky, a u trestnych einü spoefvajfcich v porusenf predpisü hospod.Hskeho styku nebo 
predpisü zahranieniho obchodu, se vydanf povoluje pouze tehdy, pokud by ein vedoucf k zadosti 0 vy­
dani byl podle srovnatelneho trestmno predpisu dozadaneho statu rovnez trestne pravne postizitelny. 

(2) Vydani nesmf byt zamftnuto vyluene se zdüvodnenfm, ze pravo dozadaneho statu neobsahuje 
stejne danove, celnf, monopolnf a devizove predpisy ani predpisy vztahujfcf se na odvody a davky a dale 
ani predpisy pro hospodarsky zboznf styk ci zahranicnf obchod jako pnivo dozadujiciho statu. 

CIlinekUI 

(K clanku 7 a 8 Umluvy) 

Dozadany stat povolf vydani osoby pro testny ein, ktery podle jeho pravnich predpisü podleha jeho 
pravomoci, jestliZe je ti'eba se zretelem na zvlastnf okolnosti, zejmena z düvodü zjisteni pravdy, vymery 
trestu a jeho vykonu nebo v zajmu resocializace obvineneho dat prednost provedenf trestniho nzenf v 
dozadujicim state. 

CIlinekIV 

(K ehinku 9 Umluvy) 

(1) Vydanf se nepovolf ani tehdy, jestliZe einy vedoucf k zadosti 0 vydani byly spachany ve ti'etim 
state a tamtez bylo vydano jedno z rozbodnuti uvedene v clanku 9 Umluvy. 

(2) Vydanf za podmfnek elankuIII nebude braneno, jestliZe osoba nebyla v dozadanem state pra­
vomocne odsouzena nebeo ulozeny trest nebyl alespon zeasti nebo zoela vykonan. 

(3) Dozadany stat neodmftne vydanf osoby, jestliZe jeho justicni organy osvobodily tuto osobu 
pouze z düvodu chyMjici vlastni soudni pravomocinebo poze z tohoto düvodu nebylo proti teto oso­
M zahajeno trestnf rfzeni ci bylo jiZ zahajene testnf nzeni zastaveno. 

CIanekV 

(K clanku 10 Umluvy) 

Pro zabranenf a prerusenf promlceni jsou urcujici pouze pravni predpisy dozadujfciho statu. 

CIlinekVI 

(1) Arnnesti vyhlasena v dozadanem state nebranf vydanf osoby, pokud trestny ein nepodleha 
soudnf pravomoci tohoto statu. 

(2) Povinnost k vydanf neni doteena tim, ze chybi navrh nebo zmocneni k testnimu stihani ci jine 
prohlaseni postizem5ho, ktere jsou podle prava dozadaneho statu potrebne k zahajeni a vedeni trest­
niho rfzeni. 

CIlinek VII 

(K clanku 12 Umluvy) 

(1) Zadosti 0 vydavani podavaji jmenem obou smluvnich stran ministfi spravedlnosti, cfmZ vsak 
neni vyloueena diplomaticka cesta. Take ostatni pisernny styk mezi smluvnfrni staty probiha touto 
cestou, pokud Umluva a tato smlouva nestanovi jinak. 

(2) V pffpadech odkladu nebo preruseni trestu, ulozeni podmfneneho trestu, podmineneho pro­
pustenf nebo ochranneho opati'eni je tfeba k zadosti 0 vydani ci pruvoz prilozit take listiny slouZici k 
zjisteni vykonatelnosti. 

CIanekVlll 

(K Clanku 14 Umluvy) 

(1) Podminene propusteni vydane osoby bez nanzeni omezujfciho svobodu jejiho pohybu se rovna 
konecnemu propusteni na svobodu. 

(2) V duchu Clanku 14 odstavec 2 Umluvy müZe dozadany stat take ucinit opatreni, aby ziskal pod­
klady potrebne k zadosti 0 souhlas podle elanku 14 odstavec 1 pismeno a) Umluvy; za timto ucelem je 
prfpustny vyslech vydane osoby a take je pffpustne jejf predvedeni k VYslechu. Pp podani zadosti 0 

souhlas müze byt vydana osoba ddena ve vazbe nehlede na omezeni elanku 14 Umluvy az do doby 
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dorucenf rozhodnutf ve veci teto zadosti, jestliZe je narfzenf vazby pTfpustne podle pravnfch predpisü 
dozadujfcfho statu. 

ClaneklX 

(K clanku 15 Umluvy) 

K zadosti 0 souWas s dalSfm vydanlm jine smluvni strane Umluvy nebo tretfmu statu je ti'eba 
priloZit podklady uvedene v clanku 12 odstavec2 Umluvy, ktere byly predany smluvnfmu statu 
zadajicfmu 0 souhlas. Souhlas je udelen, jestliZe trestne ciny vedoucf k zadosti 0 vydanf by 
opravnovaly vydanf osoby ze strany smluvnfho statu, ktery byl pozadan 0 souhlas, jine smluvnf 
strane nebo tretfmu statu. 

ClanekX 

(K clanku 16 Umluvy) 

(1) Zadosti 0 vzetf do predbezne vazby mohou soudy, statni zastupitelstvf a listi'ednf justicnf a poli­
cejnf organy jednoho smluvnfho statu adresovaipnslusnymjusticnfm a policejnfm organüm statu dru­
heho. Ozmimenf trestneho cinu, pro ktery se 0 vydanf zada, musf obsahovat knitke vylfcenf Cinu. 

(2) Dozvedf-li se pTfslusne organy jednoho smluvnfho statu 0 tom, ze na lizernf tohoto smluvrul10 
statu se zdrfuje osoba, 0 jejiZ vydanf müZe druhy smluvni stat pozadat, dotazf se jej neprodlene zI>Uso­
bem, ktery je uveden v cllinku 16 odstavec3 Umluvy, zda zada 0 vydanf toto osoby. Je-li osoba vzata dü 
predbezne vydavacf vazby, je nutno 0 tom neprodlene vyrozumet druhy smluvnf stat s uvedenfm doby 
zatcenf a mfsta vazby. 

(3) Lhüty podle clanku 16 odstavce 4 Umluvy züstanou zachovany, pokud zadost 0 vydanf a dokla­
dy, ktere majf byt pripojeny, budou doruceny pred jejich uplynutfm telefaxem ministerstvu spravedlno­
sti dozadaneho statu a originaly nebo overene kopie budou dodatecne zaslany v pnmerene !hüte. 

ClanekXI 

(K clanku 17 Umluvy) 

Soucasne s rozhodnutfm podle clanku 17 Umluvy rozhodne dozadany smluvni stat take 0 

pTfpustnosti dalSfho vydani do ti'etfho statu; toto sve rozhodnutf oznarnf vsem zlicastnenym statüm. 

ClanekXII 

(K clanku 19 Umluvy) 

(1) CIanek 19 odstavec 1 Umluvy je uplatnovan take pn rykonu ochranneho opatrenf. 

(2) Dozadujfcf stat müZe zadat 0 docasne predani podle clanku 19 odstavec 2 Umluvy k provedeni 
naleharych procesnfch likonü. Procesni likony je treba v zadosti blfZe pops at. S predanfm nebude vys­
loven souhlas, jestlize by toto predani znacne zpomalilo ci ztfZilo trestni stfhani v dozadovanem state 
nebo by vedlo k neprimerenym neryhodam pro osobu, ktera ma byt vydana. Predana osoba se musi 
po provedenf procesnfch ukonü v dozadujicfm state nebo na pozadani dozadovaneho statu predat 
zpet bez ohledu na statni pnslusnost. 

(3) V pnpade docasneho predanf bude predana osoba po dobu sveho pobytu v dozadujfcfm state 
driena ve vazbe. Tato delka vazby se zapocita do delky travani trestu, ktery je v dozadovanem state 
ulozen. 

(4) Naklady vznikle na rysostnem lizernf dozadovaneho statu docasnym predanim nejsou hrazeny. 

ClanekXIß 

(K Clanku 20 Umluvy) 

(1) Je-li povoleno vydani osoby, povolf se bez zvlastnf zadosti tez vydanf predmetü, ktere jsou uve­
deny v clanku 20 Umluvy nebo ktere byly zfskany protihodnotou za takove predmety. Je-li mozne, 
predajf se predmety soucasne s vydavanou osobou. Predaji se i tehdy, nemüze-li jiZ povolene vydani 
byt provedeno z düvodu umrtf nebo liteku teto osoby; dale pak, jestliZe dIe Umluvy povolene vydanf 
nemüZe byt pvoleno, protoze k vydanf urcena osoba uprchla nebo zemrela nebo ji v dozadovanem 
state nelze trestne postihnout. 

(2) Dozadany stat oznarnf statu dozadujfcfmu, ktere predmety byly podly clanku 20 Umluvy 
zajisteny a zda je vydavana osoba srozumena s jejich bezprostrednfm vracenfm poskozenemu. 
Dozadujfcf stat oznarnf dozadanemu statu co mozmi nejdffve, zda se zrfka predanf predmetü za pod-
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minky, ze budou poskozenemu nebo jejich zmocnenci vydany pro ti predlozenf potvrzenf jeho 
piislusnych justienfch organü. 

(3) Dozadany stat nebude pri predanf predmetü uplatnovat celnf zastavnf pravo nebo jine vecne 
rueenf podle pfedpisu celnfho a dai'ioveho prava, a zffka se taktez jejich zpetneho navracenf s vyhra­
dou, ze trestnym einem poskozeny majitel predmetü tyto davky dluzf sam. 

ClanekXIV 

(K elanku 21 Umluvy) 

(1) Dozadovany stat musf provazenou osobu drzet po dobu prüvozu ve vazbe. 

(2) Ma-li bYt osoba, ktera je vydavana tietfm statem jinemu smluvnfmu statu, prepravena 
vzdusnou cestou bez mezipfistanf pfes vysostne lizemi jineho smluvmno statu do piislusneho statu, 
pak nenf treba vyjadrenf preletaneho smluvnfho statu, nenf-li tato osoba jeho statnfm obeanem a ne­
nf-li osoba vydavami pro jeden z trestnych einu uvedenych v elancfch 3 a 4 Umluvy. 

CIanekXV 

(K elanku 23 Umluvy) 

Zadosti 0 vydanf a dals! pfsemnosti se sepisujf v jazyce dozadujfcfho statu. Preklady se nevyzadujf. 

CIanekXVI 

(K elanku 25 Umluvy) 

V teto smlouve znamena vyraz "ochranne opatfenf" spojene s odnetfm svobody, ktere se uklada 
podle trestnfch zakonu rozhodnutfm soudu vedle nebo na mistro trestu. Je-li travanf opatrenf, ktere 
se jeste ma vykonat, neurCite, pak je pro ueely teto smlouvy ureujfcf onen termin, ke kteremu musf 
byt opatrenf podle prava dozadujfcfho statu nejpozdeji zruseno. 

CIanekXVß 

(K elanku 31 Umluvy) 

Vypovf-li jeden ze smluvnf,9h statu Umluvu, pak nabyde vypovezenf Umluvy ueinnosti ve vztahu 
mezi Rakouskou republikou a Ceskou republikou dva roky po dorueenf ozmimenf 0 vypovezenf gene­
ralnfmu tajemnikovi Rady Evropy. 

CIanekXVIII 

(1) Tato smlouva podleha ratifikaci. Ratifikaenf listiny budou vymeneny v Praze. 

(2) Smlouva vstoupf v platnost prvniho dne tfetfho mesfce nasledujfcfho po mesfci, ve kterem byly 
vymeneny ratifikaenf listiny. 

(3) Smlouva se sjednava na dobu neurcitou, pokud jeden ze smluvnfch statü smlouvu pfsemne 
diplomatickou cestou nevypovf; v tomto pffpade pozbYva smlouva platnosti rok po vypovezenf, nejpoz­
cteji vsak k terminu, ke kteremu pozbyde platnosti Evropska umluva 0 vydavanf mezi smluvnfmi stra­
nami teto smlouvy. 

Na dükaz toho zmocnenci obou smluvnfch stam tuto smlouvu podepsali a opatfili ji peeetemi. 

Dano ve Vfdni, dne 27. cvervna 1994 ve dvou püvodnfch vyhotovenfch, kazde v jazyce nemeckem a 
eeskem, pficernZ obe znenf majf stejnou platnost. . 

Za Rakouskou republiku: 

Nikolaus Michalek 

Za Ceskou republiku: 

JiiiNovak 
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VORBLATf 

Problem: 

Durch die Ratifikation des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957, 
BGBI. Nr. 320/1969, durch die Tschechoslowakische Föderative Republik am 15. April 1992 istzufolge 
Artike128 Absatz 1 dieses Übereinkommens der seinerzeitige Vertrag zwischen der Republik Öster­
reich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik über die Auslieferung vom 
18. November 1982, BGBl. Nr.382/1985, zur Gänze außer Kraft getreten. Das Europäische Ausliefe­
rungsübereinkommen steht zufolge der von der Tschechischen Republik gegenüber dem Europarat 
abgegebenen Kontinuitätserklärung für sie seit 1. Jänner 1993 in Kraft, BGBI. Nr. 373/1993. Die im bila­
teralen Auslieferungsvertrag vorgesehen gewesenen Vereinfachungen sind dadurch weggefallen, was 
zu einer erheblichen Erschwerung des Auslieferungsverkehrs geführt hat. 

Ziel: 

Ziel des Zusatzvertrages ist die Wiederherstellung der bereits im bilateralen Auslieferungsvertrag 
enthaltenen Vereinfachungen, die den besonderen Erfordernissen des Auslieferungsverkehrs zwischen 
Nachbarstaaten entsprechen. 

Inhalt: 

Inhalt ist die Ausdehnung der Auslieferungspflicht. Daneben wird der unmittelbare Geschäftsweg 
der Justizministerien eingeführt. Das Auslieferungsverfahren wird übersichtlicher gestaltet. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine. 

EU-Konformität: 

Als bilateraler Vertrag mit einem Nicht-EU-Staat auf einem nicht durch EU-Recht geregelten 
Sachgebiet ist der Vertrag mit EU-Recht vereinbar. 
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Erläuterungen 

I. 

Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Zusatzvertrag mit der Tschechischen Republik zum Europäischen Auslieferungs­
übereinkommen ist zum Teil gesetzändernd und zum Teil gesetzesergänzend; er bedarf daher der 
Genehmigung des Nationalrates gemäß Artikel 50 Absatz 1 B-VG. Der Vertrag enthält keine verfas­
sungsändernden oder verfassungsergänzenden Bestimmungen. Sein Inhalt ist im innerstaatlichen 
Rechtsbereich unmittelbar anwendbar, die Erlassung von Gesetzen gemäß Artikel 50 Absatz 2 B-VG 
ist daher nicht erforderlich. Eine Zustimmung des Bundesrats gemäß Artikel 50 Absatz 1 zweiter Satz 
B-VG ist nicht erforderlich, da keine Angelegenheiten, die den selbständigen Bereich der Länder 
betreffen, geregelt werden. 

Im Verhältnis zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik stand der Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Soziali­
stischen Republik über die Auslieferung vom 18. November 1982, BGBI.Nr. 382/1985, in Geltung. Die 
seinerzeitige Tschechoslowakische Föderative Republik hat das Europäische Auslieferungsüberein­
kommen vom 13. Dezember 1957 (BGBl. NI. 320/1969) am 15. April 1992 ratifiziert (BGBI. Nr. 373/ 
1993). Mit Inkrafttreten des Europäischen Auslieferungsübereinkommens ist zufolge der Bestimmun­
gen des Artikels 28 Absatz 1 der bilaterale Auslieferungsvertrag zur Gänze außer Kraft getreten. Es ist 
daher zweckmäßig, von der in Artikel28 Absatz2 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 
vorgesehenen Möglichkeit zum Abschluß eines bilateralen Zusatzvertrages zur Ergänzung und 
Erleichterung der Anwendung der im Übereinkommen enthaltenen Grundsätze Gebrauch zu machen. 

Durch den gegenständlichen Zusatzvertrag, der sich weitgehend an den bereits bewährten Rege­
lungen der Zusatzverträge mit Deutschland und der Schweiz orientiert, wird den besonderen Erforder­
nissen im Auslieferungsverkehr zwischen Nachbarstaaten entsprochen und vor allem auch den engen 
Beziehungen zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik auf strafrechtlichem 
Gebiet Rechnung getragen. Seit der Öffnung der Grenzen im Jahre 1989 hat die grenzüberschreitende 
Kriminalität zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik enorm zugenommen. 
Deshalb bedarf es einer Erleichterung des Auslieferungsverkehrs, wobei unbeschadet der Zulässigkeit 
des diplomatischen Weges die Möglichkeit des unmittelbaren Verkehrs zwischen den Justizministerien 
vorgesehen wird. 

Die Tschechische Republik hat informell mitgeteilt, daß sie nicht in Aussicht nimmt, in absehbarer 
Zukunft das Zweite Zusatzprotokoll zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen vom 17. März 
1978 (BGBI. NI. 297/1983) zu ratifizieren. Die mit dem Zweiten Zusatzprotokoll eingeführten Grund­
sätze hinsichtlich der Auslieferung auch wegen fiskalischer strafbarer Handlungen werden von diesem 
Zusatzvertrag übernommen. 

Nach Expertengesprächen im Mai 1993 in Prag und Vertragsverhandlungen im November 1993 in 
Wien konnte Einigung über den Text des vorliegenden Zusatzvertrages zum Europäischen Ausliefe­
rungsübereinkommen erzielt werden. Der Vertrag wurde am 27. Juni 1994 in Wien unterzeichnet. 

Die Ratifikation des Vertrages wird auf den Bundeshaushalt keine belastenden Auswirkungen 
haben. 
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11. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel I: 

Artikel2 Absatz 2 des Übereinkommens sieht die Möglichkeit vor, die Auslieferung auch wegen 
weiterer strafbarer Handlungen zu bewilligen, wenn eine auslieferungsfähige strafbare Handlung vor­
liegt und die übrigen strafbaren Handlungen in beiden Staaten gerichtlich strafbar sind. Durch die vor­
liegende Bestimmung verpflichten sich die Vertragsstaaten in diesen Fällen zur akzessorischen Auslie­
ferung. 

Zu Artikel 11: 

Artikel2 des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen vom 
17. März 1978, BGBl. NT. 297/1983, sieht auch die Auslieferung wegen fiskalischer strafbarer Handlun­
gen vor. Diese Grundsätze werden übernommen und wird klargestellt, daß die Auslieferung entspre­
chend den allgemeinen Regeln nur bewilligt wird, wenn die dem Auslieferungsersuchen zugrundelie­
gende Handlung auch nach dem Recht des ersuchten Staates gerichtlich strafbar wäre. Bei der Beur­
teilung der Strafbarkeit nach dem Recht des ersuchten Staates durch sinngemäße Umstellung des Sach­
verhaltes kommt es nicht darauf an, ob im ersuchten Staat Steuer- und Abgabenvorschriften der 
gleichen Art bestehen. 

Zu Artikel In: 

Diese Bestimmung verpflichtet unter gewissen Voraussetzungen auch zur Auslieferung wegen 
strafbarer Handlungen, die (auch) der Gerichtsbarkeit des ersuchten Staates unterliegen. Die ange­
führten Abwägungskriterien entsprechen den in § 16 Absatz2 ARHG festgehaltenen Grundsätzen. 

Zu Artikel IV: 

In Erweiterung des in Artikel 9 des Übereinkommens festgelegten Grundsatzes des Verbotes der 
Doppelbestrafung ("ne bis in idem") wird in Absatz 1 vorgesehen, daß auch eine Verurteilung in einem 
dritten Staat die Auslieferung wegen der dieser Verurteilung zugrundeliegenden strafbaren Handlun­
gen an den ersuchenden Staat ausschließen kann, wenn es sich beim dritten Staat um den Tatortstaat 
handelt und eine in Artikel 9 des Übereinkommens bezeichnete Entscheidung ergangen ist. 

Die Auslieferung wegen strafbarer Handlungen, die auch der Gerichtsbarkeit des ersuchten Staa­
tes unterliegen, soll jedoch nicht gehindert werden, wenn die verlangte Person nicht rechtskräftig ver­
urteilt wurde oder die Strafe nicht oder nicht zur Gänze vollstreckt wurde. In diesem Fall kann nach den 
Grundsätzen des Artikels III die Auslieferung bewilligt werden, sofern die dort aufgeführten Abwä­
gungskriterien zutreffen. 

Die Auslieferung ist ungeachtet eines Freispruchs oder einer Einstellung des Strafverfahrens in 
Ansehung der dem Auslieferungsersuchen zugrundeliegenden strafbaren Handlungen im ersuchten 
Staat gerechtfertigt und daher zu bewilligen, wenn der Freispruch oder die Einstellung nur mangels 
einer Gerichtsbarkeit erfolgt ist (Absatz3). 

Zu Artikel V: 

In Abänderung des Artikels 10 des Übereinkommens sind für Hemmung und Unterbrechung der 
Verjährung nunmehr ausschließlich die Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates maßgebend. Bei 
der sinngemäßen Umstellung des Sachverhaltes zur Beurteilung der Strafbarkeit nach dem Recht 
des ersuchten Staates sind daher Hemmung und Unterbrechung der Verjährung nach den Rechtsvor­
schriften des ersuchenden Staates zu beurteilen. 

Zu Artikel VI: 

In Absatz 1 wird bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die Auslieferung ungeachtet einer im 
ersuchten Staat erlassenen Amnestie zulässig ist. Maßgebend ist, ob die strafbare Handlung der 
Gerichtsbarkeit des ersuchten Staates unterliegt. 

Absatz 2 regelt die Bedeutung der bei Antrags- und Ermächtigungsdelikten erforderlichen Erklä­
rung des Geschädigten für die Auslieferungspflicht. 

Zu Artikel VII: 

Auslieferungsersuchen werden nunmehr unbeschadet der Zulässigkeit des diplomatischen Weges 
im Wege der lustizminister der Vertragsstaaten gestellt. 

139 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 12

www.parlament.gv.at



139 der Beilagen 11 

Absatz2 enthält Ergänzungen hinsichtlich der dem Auslieferungsersuchen in bestimmten Fällen 
anzuschließenden Unterlagen. 

Zu Artikel VIß: 

Der im Auslieferungsrecht geltende Grundsatz der Spezialität, wie er in Artikel 14 des Überein­
kommens festgelegt wird, wird durch diese Bestimmung ergänzt und klargestellt. 

Nach Artikel 14 Absatz 1 lit. a des Übereinkommens ist der ersuchte Staat um Zustimmung zur 
weiteren Strafverfolgung oder Strafvollstreckung der ausgelieferten Person wegen anderer, vom Aus­
lieferungsersuchen und der Auslieferungsbewilligung nicht erlaßten strafbaren Handlungen zu ersu­
chen. Zu diesem Zwecke sieht Absatz 2 die Möglichkeit vor, die ausgelieferte Person zur Vernehmung 
vorzuführen und sie nach Stellung eines Nachtragsauslieferungsersuchens bis zur Entscheidung des 
ersuchten Staates über dieses Ersuchen in Haft zu halten. 

Zu Artikel IX: 

Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiterlieferung einer ausgelieferten Person sind die von 
dem nunmehr um Auslieferung ersuchenden Staat übermittelten Unterlagen anzuschließen. Die 
Zustimmung zur Weiterlieferung wird erteilt, wenn die Auslieferung wegen der dem Ersuchen zugrun­
deliegenden Straftat an auch nur einen der beiden anderen beteiligten Staaten zulässig wäre. 

Zu Artikel X: 

Ersuchen um Verhängung der vorläufigen Auslieferungshaft können im unmittelbaren Behörden­
verkehr zwischen den Gerichten, Staatsanwaltschaften und den obersten Justiz- und Polizeidienststel­
len übermittelt werden. 

Die in § 28 Absatz 1 ARHG vorgesehene Möglichkeit eines Anbots der Auslieferung wird zwi­
schen den Vertragsstaaten verpflichtend eingeführt. Da aber die in Artikel 16 Absatz4 des Überein­
kommens eingeräumten Fristen auch beim Geschäftsverkehr zwischen Nachbarstaaten als kurz emp­
funden werden, genügt es nunmehr, wenn das Auslieferungsersuchen und die beigefügten Unterlagen 
vor Ablauf der Frist in der Dauer von 40 Tagen mittels Telefax beim lustizministerium des anderen 
Staates einlangen und die Urschriften innerhalb angemessener Frist nachgereicht werden. 

Zu Artikel XI: 

Bei einer Mehrheit von Auslieferungsersuchen hat der ersuchte Staat auch über die Zulässigkeit 
der Weiterlieferung an einen dritten Staat zu entscheiden. Die Entscheidung ist allen beteiligten Staa­
ten mitzuteilen. 

Zu Artikel Xß: 

Diese Bestimmung regelt Detailfragen der in Artikel19 des Übereinkommens vorgesehenen 
"vorläufigen Übergabe". 

Die Bestimmung orientiert sich an den Grundsätzen des § 38 Absatz 1 ARHG. Klargestellt wird, 
daß die im ersuchenden Staat von der übergebenen Person zugebrachten Haftzeiten auf die Strafe im 
ersuchten Staat angerechnet werden. 

Zu Artikel XßI: 

Absatz 1 regelt die sogenannte Sachauslieferung. Diese ist auch dann zulässig, wenn die bereits 
bewilligte Auslieferung wegen Todes oder Flucht der auszuliefernden Person nicht vollzogen werden 
kann. Auf Grund diesbezüglich in der Praxis aufgetretener Probleme wurde darüber hinaus vorgese­
hen, daß die Übergabe der in Artikel20 des Übereinkommens bezeichneten Gegenstände oder des 
für solche Gegenstände erlangten Entgelts auch dann stattfinden kann, wenn die Auslieferung, die 
nach dem Übereinkommen (und auch diesem Vertrag) zulässig wäre, nicht bewilligt werden kann, weil 
die auszuliefernde Person geflüchtet oder gestorben ist oder im Inland nicht mehr betreten werden 
konnte. 

Die Absätze 2 und 3 sehen Erleichterungen hinsichtlich der Rückgabe der erwähnten Gegenstän­
de an den Geschädigten vor. Sachliche Haftungen nach dem Steuer- und Zollrecht stehen der Rückstel­
lung nicht entgegen, sofern der durch die strafbare Handlung geschädigte Eigentümer die Abgaben 
nicht selbst schuldet. 
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Zu Artikel XIV: 

In Ergänzung des Artikels 21 des Übereinkommens wird vorgesehen, daß die durchzuliefernde 
Person während der Durchlieferung in Haft zu halten ist. Es besteht keine Verpflichtung, die Durch­
beförderung im Luftweg jenem Vertragsstaat zu notifizieren, dessen Hoheitsgebiet überflogen wird, 
wenn die durchbeförderte Person weder Staatsangehöriger des überflogenen Vertragsstaates ist noch 
dessen Staatsangehörigkeit in Anspruch nimmt und nicht auch wegen politisch strafbarer Handlungen 
oder militärisch strafbarer Handlungen durchbefördert wird. 

Zu Artikel XV: 

Im Auslieferungsverkehr zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik wer­
den das Auslieferungsersuchen und die angeschlossenen Unterlagen in der Sprache des ersuchenden 
Staates abgefaßt. Übersetzungen werden nicht gefordert. 

Zu Artikel XVI: 

Diese Bestimmung enthält eine Definiton des im Übereinkommen verwendeten Begriffes "vor­
beugende Maßnahme". 

Zu Artikel XVII und XVßI: 

Diese Artikel enthalten die üblichen Schlußbestimmungen. 
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